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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die genannte Verordnung zur Änderung der Ein- 
fuhrliste wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 13. Februar 1968 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 15. Mai 
1968 zur Beratung überwiesen. Die Verordnung 
wurde bereits im Bundesanzeiger Nr. 21 vom 31. Ja- 
nuar 1968 verkündet und ist am gleichen Tage in 
Kraft getreten. 

Nach § 27 Abs. 2 AWG kann der Bundestag ver- 
langen, daß die Verordnung binnen vier Monaten 
nach ihrer Verkündung aufgehoben wird. 

Durch die Verordnung wurden folgende Regelun- 
gen geändert: 

1. Die Änderungen der Länderlisten A und B tragen 
der politischen Entwicklung Rechnung. 

2. Für Drittlands-Einfuhren von Waren, die der 
EWG-Marktorganisation für Schweinefleisch un- 
terliegen, ist das Erfordernis der Einfuhrgeneh- 
migung entfallen. Damit wird der EWG-Verord- 
nung Nr. 634 vom 28. September 1967 entspro- 
chen. 

3. Die Einfuhren von Wurzeln oder Knollen von 
Manihot sowie einigen ähnlichen Erzeugnissen 
müssen in Zukunft genehmigt werden, weil die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide auf 
diese Erzeugnisse ausgedehnt worden ist. 

4. Durch das langfristige Baumwoll-Textilienab- 
kommen hat die EWG mit Indien und Pakistan 


Plafonds für die Einfuhr der dem Abkommen un- 
terliegenden Waren in die Länder des Gemein- 
samen Marktes vereinbart, deren Einhaltung 
durch Ausfuhrkontrollen Indiens und Pakistans 
sichergestellt werden soll. Um zu verhindern, 
daß diese Kontrollmaßnahmen durch Transitein- 
fuhren über dritte Länder umgangen werden, 
müssen solche Einfuhren in Zukunft genehmigt 
werden. 

5. Die schon seit längerer Zeit beabsichtigte Libera- 
lisierung von Kokosteppichen aus Ländern der 
Länderliste B ist nach entsprechenden Konsulta- 
tionen im GATT nunmehr mit Wirkung ab 1. Juni 
1968 angeordnet worden. 

6. Bei einigen Waren des Maschinenbaues ist der 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft (Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft) der technischen Entwicklung entsprechend 
geändert worden. 

7. Die Selbstbeschränkungsmaßnahmen Japans bei 
der Ausfuhr von Haushaltsnähmaschinen in die 
Bundesrepublik sind am 31. Dezember 1967 aus- 
gelaufen. Die Genehmigungspflicht für Transit- 
einfuhren und das Erfordernis zur Vorlage eines 
Ursprungszeugnisses können dadurch entfallen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, von seinem Auf- 
hebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 
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